0 


Gefes-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten 


„„ 


(Nr. 5414.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen des 
Verbandes zur Regulirung der oberen Unſtrut von Muͤhlhauſen bis Merx⸗ 


leben, in den Kreiſen Muͤhlhauſen und Langenſalza, im Betrage von 
100,000 Thalern. Vom 22. Juni 1861. 


4 Wir Wilhelm von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


Nachdem von dem Verbande zur Regulirung der oberen Unſtrut von 
Muͤhlhauſen bis Merxleben beſchloſſen worden, die zur Regulirung der oberen 
Unſtrut und zur Ausfuͤhrung der damit in Verbindung ſtehenden Bauten er⸗ 
forderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf 
den Antrag des Vorſtandes jenes Verbandes: zu dieſem Zwecke auf jeden In⸗ 
haber lautende, Seitens der Gläubiger unkuͤndbare Obligationen ausſtellen zu 

duͤrfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuld⸗ 
ner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes 
vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 
100,000 Thalern, „Einmal hundert tauſend Thalern“, welche in 100 Apoints 
zu 500 Thaler, in 400 Apoints zu 100 Thaler und in 200 Apoints zu 50 Tha⸗ 
ler nach dem anliegenden Schema aus uferfigen, mit Huͤlfe der Meliorations⸗ 
* a Faffenbeiträge des Verbandes zur Regulirung der oberen Unſtrut mit fünf Pro⸗ 

, zent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden Folge⸗ 
ordnung ſpaͤteſtens vom 1. Juli 1865. ab alljährlich mit mindeſtens einem hal⸗ 
ben Prozent des Kapitals zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Un⸗ 
ſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß 
ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne 
die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen 


befugt iſt. 
Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staates nicht ubernommen wird ‚ ft durch die 
Geſetz Sammlung zur allgemeinen Kennkniß zu bringen. 
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Ur⸗ 
Aus gegeben zu Berlin den 16. Auguſt 1861. 


5 ich unter Unferer Höchfleig händigen Unterſchrift nd beigedruck⸗ 

tem Koͤniglichen Inſiegel. Far ® 5 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 22. Juni 1861. 
(I. S) Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Patow. Gr. v. Püdler. 


: Schema. 


Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Erfurt. 


Ohh ation 
des Verbandes zur Regulirung der oberen Unſtrut von Mühl⸗ 


hauſen bis Merrleben 


fuͤnfhundert . f 
einhundert Thaler Preußiſch Kurant. 
funfzig 


Den Verband zur Regulirung der oberen Unſtrut von Muͤhlhauſen bis Merr 
leben verſchuldet dem Inhaber dieſer Seitens des Glaͤubigers unkuͤndbaren Ver 
ſchreibung die Summe 8 N 
Br SE fünfhundert 


von einhundert  Thalern, 
. | funfzig | 
deren Empfang der unterzeichnete Vorſtand des Verbandes beſcheinigt. 


heit des Allerhoͤchſten Privilegiu 

lung vom Jahre 1861. S. lehns von ein⸗ 
mal hundert tauſend Thalern. . 5 . Be 
„Die Ruͤckzahlung der Schuld gefchieht ſpaͤteſtens vom 1. Juli 1865. 
allmaͤlig aus einem zu dieſem Behufe mit wenigſtens einem halben . 
- e 


jährlich, unter Zuwachs d 
bildeten Tilgungsfonds. 15 . 

Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1864. ab im Mo⸗ 
nat Juni jeden Jahres, zuerſt im Dezember 1864., und die Auszahlung des 
Kapitals und der Zinſen erfolgt dann in dem Zinstermine am 1. Juli des fol⸗ 
genden Jahres. Der Verband behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, nach Ab⸗ 
lauf von vier Jahren den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu ver⸗ 
ſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch umlaufende Schuldverfchreibungen zu kuͤndigen. 


Die ausgelooſten, ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden un⸗ 
ter Bezeichnung ihrer Nummern und ihres c e ſowie des Termins, an 
welchem die Ruͤckzahlung erfolgen ſoll, oͤffentlich bekannt gemacht. Dieſe Be⸗ 
kanntmachung erfolgt ſechs, drei, zwei und einen Monat vor dem Zahlungstermine 
in dem Preußiſchen Staats-Anzeiger, dem Erfurter Amtsblatt und dem Lan⸗ 
genſalzaer und Muͤhlhauſer Kreisblatt. Sollte eines oder das andere der be⸗ 
zeichneten Blätter eingehen, fo beſtimmt der Oberpräfident der Provinz Sach⸗ 


infen von den getilgten Schuldverſchreibungen, ge: 5 


ſen, in welchem anderen Blatte die Bekanntmachung erfolgen foll, 


Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 

es in halbjaͤhrlichen Terminen, in der erſten Woche des Januar und Juli, von 

heute an gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem 

verzinſet. 5 ö N 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 

abe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 

bei der Verbandskaſſe in .in der nach dem Eintritt des Faͤlligkeits⸗ 
termins folgenden Zeit. N 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
zuruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Kupons wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 
gezogen. N 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Verbandes. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Th. I. 
Tit. 51. $$. 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Langenſalza. 


Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei dem Vorſtande des Verbandes anmeldet und den ſtattge⸗ 
habten Beſitz der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder 
ſonſt in glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verfaͤhrungsfriſt der Be⸗ 
trag der angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen 
Quittung ausgezahlt werden. B 2 = N 

(Nr; 5414.) I3# Mit 


Sn — 708 — : 2 Se 
„Mit dieſer Schuldverſchreibung find .... halbjaͤhrige Zinskupons nach 
beiliegendem Schema bis zum Schluſſe des Jahres 1866, ausgegeben. Fuͤr 
die weitere Zeit werden Zinskupons auf fuͤnffaͤhrige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Verbands⸗ 
kaſſe in gegen Ablieferung des der alteren Jinskupons⸗Serie bei- 
gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren . 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 


Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Verband mit ſeinem Grundvermoͤgen, ſowie mit den Beitraͤgen, welche auf 
Grund der $$. 8. 9. und 10. des Allerhoͤchſt vollzogenen Statuts vom 10. De⸗ 
zember 1860. (Geſetz⸗Sammlung vom Jahre 1861. S. 9.) von den Verbands⸗ 
genoſſen erhoben werden. 


Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 


Langenſalza, den 


Der Vorſtand des Verbandes zur Regulirung der oberen Unſtrut 
von Mühlhauſen bis Merrleben. 821 


Unterſchrift dreier Mitglieder.) 


Schema. 
Provinz Sachſen, Xegierungsbezirk Erfurt. 


Zins ⸗Ku pon 1 
. zur 
Obligation des Verbandes zur Regulirung der oberen Unſtrut 
| von Mühlhaufen bis Merrleben 
5 
Thaler Silbergroſchen Pfennige. 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe am 
ben i 18... und ſpaͤterhin die Zinſen der vorbemerkken Obli⸗ 
gation fuͤr das Halbjahr vom bis mit (in Buch⸗ 

: ſtaben) 


0 


ben) Thaler . Silbergroſchen ..... Pfennige bei der 


Langeneß, nn 18 


Der Vorſtand des Verbandes zur Regulirung der oberen Unſtrut 
: von Mühlhauſen bis Merrleben. 


(Facsimile der Unterſchrift dreier Mitglieder.) 


Dieſer Zinskupon wird unguͤltig, wenn 
deſſen Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, 
vom Tage der Faͤlligkeit ab, erhoben wird. 


(Nr. 5415.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 29. Juni 1861. „betreffend die Verleihung der fis⸗ 
f kaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Chauffeen 
1) von Schippenbeil nach Domnau, 2) von Domnau nach Friedland, 
3) von Friedland nach Bahnhof Tapiau im Regierungsbezirk Koͤnigsberg. 


Nacſden Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der Chauſſeen 
1) von Schippenbeil nach Domnau, 2) von Domnau nach Friedland, beide 
im Kreiſe Friedland, Regierungsbezirk Königsberg, ſowie 3) von Friedland 
nach Bahnhof Tapiau durch den Friedlaͤnder Kreis und, infoweit die letztge⸗ 
nannte Straße in den Wehlauer Kreis faͤllt, durch die Stadt Friedland, ge⸗ 
nehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe, beziehungsweiſe der Stadt 
Friedland das Expropriationsrecht fuͤr die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen 
Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unter⸗ 
haltungs- Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats-Chauſſeen beſtehen⸗ 
den Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich will Ich dem Kreiſe, 
beziehungsweiſe der Stadt Friedland, gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſee⸗ 
maͤßigen Unterhaltung der Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſergeldes 
nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen ee 

über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuf 
lichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der 
Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 


en 
B= 


(Nr. 54145416.) Der 


Der gegenwartige Erlaß ift durch die Geſetz⸗ Sammlung zur oͤffentli 
Kenntniß zu bringen. Ser ee 55 
i Schloß Babelsberg, den 29. Juni 1861. 
3 Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. N 


0 


(Sr. 5416.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 29. Juni 1861., betreffend die Verleihung der 
a fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde⸗ 
Chauſſee von Lobberich an der Krefeld: Benlover Bezirksſtraße, über Dorn⸗ 
buſch nach Suͤchteln an der Vierſen-Aldekerker Bezirksſtraße, im Kreiſe 

Kempen, Regierungsbezirk Duͤſſeldorf. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ge⸗ 
meinde⸗Chauſſee von Lobberich an der Krefeld-Venlober Bezirksſtraße, uͤber 
Dornbuſch nach Suͤchteln an der Vierſen-Aldekerker Bezirksſtraße, im Kreiſe 
Kempen, Regierungsbezirk Duͤſſeldorf, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch 
den Gemeinden Lobberich und Suͤchteln das Expropriationsrecht fuͤr die zu 
dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme 
der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗ Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zu⸗ 
gleich will Ich den genannten Gemeinden gegen Uebernahme der kuͤnftigen 
chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſee⸗ 
geldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal gel⸗ 
fenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden 
zufaglichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats-Chauſſeen 
von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem 
Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen we⸗ 
gen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 
ommen. a = 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. b 8 1 
Schloß Babelsberg, den 29. Juni 1861. 5 


Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. Be 


100 Beſtimmungen des F. 61. des am 30. Juni 1856. Allerhöchft beſtaͤtigten | 
Geſellſchaftsſtatuts. : & ER 


Aut den Bericht vom 22. Juni d. J. genehmige Ich hierdurch den von den 
Aktionairen der ae Privatbank in der Generalverſammlung vom 
20. Marz d. J. wegen Abänderung der Beſtimmungen des H. 61. des von 
Mir unter dem 30. Juni 1856. beftätigten Geſellſchaftsſtatuts (Geſetz-Samm⸗ 
lung für 1856. S. 637.) gefaßten Beſchluß und ermaͤchtige Sie, den mit den 
üuͤͤbrigen Beilagen anliegenden, nach dieſem Beſchluſſe abgefaßten Nachtrag zu 
ö . jenem Statut nebft dieſem Meinem Erlaß durch die Geſetz⸗Sammlung zur öf⸗ 


fentlichen Kenntniß zu bringen. 
Schloß Babelsberg, den 29. Juni 1861. 


Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Patow. v. Bernuth. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 
N den Finanzminiſter und den Juſtizminiſter. 


| Nachtrag 
zu dem unter dem 30. Juni 1856. Allerhöchſt beſtätigten 
. Statute der Magdeburger Privatbank 
(Geſetz-Sammlung für 1856. S. 637.) 


Die Beſtimmungen des $. 61. werden aufgehoben und treten an deren 
Stelle nachſtehende Beſtimmungen: a 

Vor Ablauf des Privilegii kann außer dem Falle des H. 3. des 
i Statuts und außer den im H. 28. des Geſetzes vom 9. November 1843. 
ei unter Nr. 1. 4. und 5. vorgeſchriebenen Fallen eine Auflöfung der Bank 


. Wochen vor Berufung dieſer letzteren im Aktienbuche eingetragenen Ak⸗ 

5 tionaire, eine ſolche beſchließt. Dieſer Beſchluß iſt jedoch nur dann 

f rechtsguͤltig, wenn mindeſtens zwei Drittheile des Aktienkapitals vertre⸗ 
ten ſind und drei Viertheile dieſer vertretenen Stimmen denſelben faſſen. 
Jedenfalls unterliegt dieſer Beſchluß aber der landesherrlichen Geneh— 
migung. 


(Ar. 54175418.) 8 (Nr. 5418.) 


eintreten, wenn eine außerordentliche Generalverſammlung der, vier 


(Nr. 5418.) Privilegium wegen Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender Duisburger 


Stadt⸗ Obligationen zum Betrage von 150,000 Thalern. Vom 5. Juli 
1861, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


Nachdem der Bürgermeifter und die Stadtverordnetenverſammlung der 
Stadt Duisburg darauf angetragen haben, Behufs Beſchaffung der Geldmittel 
zur Erweiterung der Duisburger Rheinkanal⸗Anlage eine Anleihe mittelft Aus⸗ 
gabe auf den Inhaber lautender, mit fuͤnf vom Hundert jährlich zu verzinſen⸗ 
der und mit Zinskupons zu verſehender Stadt⸗Obligationen aufnehmen zu duͤr⸗ 
fen, und da ſich bei dieſem Antrage, weder im Intereſſe der Kreditoren, noch 
der Stadt Bedenken ergeben haben, ſo ertheilen Wir zu dieſem Zwecke in Ge⸗ 


maͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von 


3 


Papieren, welche eine Zahlungs verpflichtung an jeden Inhaber enthalten, durch 
gegenwärtiges Privilegium die landesherrliche Genehmigung zur Ausſtellung 
von auf den Inhaber lautenden Duisburger Stadt⸗Obligationen, zum Betrage 
von Einhundert funfzig tauſend Thalern in 300 Stuͤck zu 500 Thaler. 


Die Obligationen ſind nach dem anliegenden Schema auszuſtellen, mit 
fuͤnf vom Hundert jaͤhrlich zu verzinſen, von Seiten der Glaͤubiger unkuͤndbar, 
von Seiten der Stadt Duisburg aber bis zum Jahre 1903. zu amortiſiren, 
wozu jaͤhrlich zwei und ein halbes Prozent der Anleihe beſtimmt ſind. 


Vorſtehendes Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und durch welches für die Befriedigung der Inhaber der Obligatio⸗ 
nen keinerlei Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats bewilligt wird, iſt nebſt dem 


Schema der Obligationen, der Zinskupons und der zu dieſen gehörenden An⸗ 4 


e (Talon) durch die Geſetz- Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu 
ringen. i 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigen haͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 5. Juli 1861. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Patow. Gr. v. Schwerin. 


(Schema.) 2 5 


Duisburger Stadt-Obligation zweiter Emifflon 5 


der 


Anleihe von Einhundert funfzigtauſend Thalern 
uͤber 500 Thaler Preußiſch Kurant. 


Ausgefertigt in Gemaͤßheit des landesherrlichen Privilegiums vom 5. Juli 1861. 
(Geſetz-Sammlung für 186. Stud u...) 


0 Der Buͤrgermeiſter der Stadt Duisburg und die von der Stadtverordneten 
Verſammlung hierzu beftellte ſtaͤdtiſche Anleihe⸗ und Schuldentilgungs- Rom 

miſſion beurkunden und bekennen hierdurch, daß der Inhaber dieſer Obligation 
in Folge einer baaren Einzahlung, deren Empfang hierdurch beſcheinigt wird, 


7 


ein Kapital von Ir a 
B wenden Achalern. 
von der Stadt Duisburg zu fordern hat. 


Die Zinſen dieſes Kapitals ſind auf fuͤnf vom Hundert fuͤr das Jahr 
feſtgeſetzt und werden am 30. Juni und am 31. Dezember jedes Jahres faͤllig. 
Sie werden nur gegen Ruͤckgabe der zu der Obligation jedesmal für fünf Jahre 
ausgefertigten Kupons gezahlt, und dieſe werden unguͤltig und werthlos, wenn 
ſie nicht vor Ablauf des vierten Kalenderjahres nach dem eingetretenen Faͤllig⸗ 
keitstermine bei einer der auf ihnen bezeichneten Zahlungsſtellen zur Zahlung 
präſentirt werden. Jeder Serie von Kupons wird eine Anweiſung (Talon; 
beigegeben, gegen deren Ruͤckgabe die Verabfolgung der folgenden Serie an 
den Inhaber erfolgt. e eee OST NAN Bea. 


| Die Tilgung der Anleihe erfolgt durch Ankauf oder durch Auslooſung 
der Obligationen nach dem feſtgeſtellten Amortiſationsplane bis zum Jahre 1903. 
| Die Anleihe iſt Behufs Erweiterung der Duisburger Rheinkanal⸗Anlage 
fuͤr den Duisburger Rhein⸗Ruhrkanal⸗Aktlenverein gemacht. Der Kanalverein 
bat ſich deshalb der Stadt zur Verzinſung und Amortiſation der Obligationen 
verpflichtet, und zwar hat er zur Amortiſation jährlich 3750 Thaler oder 
27 Prozent der ganzen urſpruͤnglichen Schuld zu verwenden. Es ſoll ihm SE 
aber auch zu jeder Zeit freiſtehen, Obligationen Behufs der raſcheren Amortifa- 
tion der Anleihe anzukaufen, ſowie auch der Stadt das Recht vorbehalten 
bleibt, mit Genehmigung der Königlichen Regierung zu Duͤſſeldorf den Til⸗ 
gaungsfonds zu verſtaͤrken, oder auch, jedoch nicht vor dem Jahre 1870., die 
DJirihegung 1861, (Ar. 5418 94 ſaͤmmt⸗ 


2 V 
ſaͤmmtlichen dann noch nicht getilgten Obligationen zu kundigen, wogegen den 
Inhabern der Obligationen ein Kuͤndigungsrecht nicht zuſteht. ER 0 

Die ausgelooſten Obligationen, die etwaige Kuͤndigung ſaͤmmtlicher noch 
nicht getilgter Obligationen und der Tag der Ruͤckzahlung werden durch das 
Amtsblatt oder den oͤffentlichen Anzeiger der Koͤniglichen Regierung zu Duͤſſel⸗ 
dorf, durch den Preußiſchen Staats⸗Anzeiger, die Koͤlniſche Zeitung und das 
hieſige Kreisblatt wenigſtens drei Monate vor dem Ruͤckzahlungstage oͤffentlich 
bekannt gemacht. 


Sollte eines oder das andere dieſer Blätter eingehen, fo beſtimmt die 
Stadtverwaltung. mit Genehmigung der Königlichen Regierung zu Düffeldorf 
ein anderes an ſeine Stelle tretendes. 


Mit dem Ablaufe des, wie vor geſagt, angekuͤndigten Zahlungstages 
hoͤrt die Verzinſung des betreffenden Kapitals auf. 


Die Zurückzahlung des Kapitals erfolgt gegen Auslieferung der dem⸗ 
nachft zu vernichtenden Obligation und der nicht verfallenen Zinskupons. In 
Ermangelung letzterer wird deren Betrag vom Kapitale in Abzug gebracht, 
um zur Einlöfung der Kupons verwendet zu werden. 


Fuͤr die richtige Verzinſung und Tilgung des Kapitals haftet das Ge⸗ 
ſammtvermoͤgen und die Geſammteinnahme der Stadt. 


Wenn ausgelooſte oder gekuͤndigte Obligationen nicht binnen dreißig Jah⸗ 
ren nach dem Faͤlligkeitstage zur Zahlung praͤſentirt, oder als verloren oder 
vernichtet zur Mortifikation nach den unten folgenden Beſtimmungen angemel⸗ 
det werden, ſo erliſcht die Zahlungsverpflichtung der Stadt. Solche Obligatio⸗ 
nen ſollen bis dahin alle drei Jahre von der Stadtverwaltung durch die oben 
bezeichneten Blaͤtter aufgerufen werden. i 


In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zin⸗ 
kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Zinskupons Bezug 
habenden Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Auf⸗ 

a 51651 und der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere HH. 1. 
is 13. mit nachſtehenden naͤheren Beſtimmungen Anwendung: 


1) Die im H. 1. vorgeſchriebene Anzeige muß der ſtaͤdtiſchen Anleihe⸗ und 
Schuldentilgungs⸗Kommiſſion gemacht werden. Dieſer werden alle die⸗ 
jenigen Geſchaͤfte und Befugniſſe beigelegt, welche nach der angefuͤhrten 
Verordnung dem Schatzminiſterium zukommen; gegen die Verfuͤgungen 
der Kommiſſion findet jedoch binnen vier Wochen nach der Zuſtellung 
der Rekurs an die Königliche Regierung zu Düffeldorf ſtatt. 


2) Das in dem $. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Königlichen Kreise 
gerichte zu Duisburg. 

3) Die in den HF. 6. bis 9. und 12, vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
ſollen durch diejenigen Blaͤtter erfolgen, durch welche die ausgelooſten 
Obligationen bekannt zu machen ſind. 1 

4) An 


4) An die Stelle der im g. 7. erwähnten ſechs Zah 

And an die Stelle des 8. erwaͤhnten achte 

der zehnte treten. f 5 i | 
5) Im H. 11. Nr. 1. tritt an die Stelle der Obligation ſelbſt der Talon. 
VV 18. 


erm 
l 


ungste 


n Sah rmines ſoll 


(Stadtſiegel, und zwar das Stadtwappen mit der Unterſchrift: Stadt Duisburg.) 


Der Bürgermeiſter. Die ſtädtiſche Anleihe⸗ und Schulden⸗ 


* (Unterſchrift.) tilgungs⸗Kommiſſion. 

S | (Unterſchriften.) 

15 e 

(Schema.) 5 . m 5 = | 
2 | (12 Thaler 15 Sgr.) ö 5 
Erſter Kupon zur Duisburger Stadt⸗Obligatinn, 
i 9 85 II. Emiffion N u 1 
MEET, über 500 Thaler. 2 


Inhaber empfängt am 30. Juni 18... an halbjaͤhrigen Zinſen obigen 
Stadt⸗Obligation zwölf Thaler funfzehn Silbergroſchen, zahlbar zu Duisburg 1 
bei der Kaffe des Rhein-Ruhrkanal⸗Aktienvereins, und zu Berlin und zu Coͤnn 
bei den durch die in der Obligation bezeichneten Blaͤtter bekannt zu machenden 
Bankhaͤuſern. f x 


Dieſer Kupon wird unguͤltig und werthlos, wenn der Betrag nicht bis 
zum 31. Dezember 18. erhoben wird. i f 


Duisburg, dennʒgn 18. 


Der Bürgermeiſter. Die ſtädtiſche Anleihe⸗ und Schulden⸗ 
8 tilgungs⸗Kommiſſion. | 
(Die Namen des Buͤrgermeiſters und der Mitglieder der Kommiſſion werden gedruckt. 
| Be Der Rhein-Ruhrkanal-Rendant. 
(unterſchrift.) Be 


cer. 54180 ä 94* (Schema.) 


| (2 Thaler 15 Sgr.) 3 5 
Zweiter Kupon zur Duisburger Stadt⸗ Obligation 
a II. Emiſſion Br 
* .. über 500 Thaler. 


Inhaber empfängt am 31. Dezember 18. an halbjaͤhrigen Zinſen obi⸗ 

8 ger Stadt⸗Obligation zwölf Thaler funfzehn Silbergroſchen, zahlbar zu Duis⸗ 
burg bei der Kaffe des Rhein⸗Ruhrkanal⸗Aktienvereins, und zu Berlin und zu 
Cöln bei den durch die in der Obligation bezeichneten Blätter bekannt zu 
machenden Bankhaͤuſern. N 5 5 


5 Dieſer Kupon wird unguͤltig und werthlos, wenn der Betrag nicht bis 
zum 31. Dezember 18.. erhoben wird. . 
N Duisburg, den n a 5 
: Del Bürgermeiſter. Die ſtädtiſche Anleihe- und Schulden⸗ 
5 | tilgungs⸗Kommiſſion. 93 
a . x Die Namen des Buͤrgermeiſters und der Mitglieder der Kommiſſion werden gedruckt.) 
Re t Der Rhein - Ruhrkanal⸗Rendant. 255 
uunterſchrift. | 


an 
Anweiſung 


Be zur f ö f N 
Duisburger Stadt⸗ Obligation 
e men 

| | über 500 Thaler. 


7 


5 Inhaber dieſer Anweiſung (Talon) empfängt gegen deren Ruͤckgabe an 
die Kaffe des Duisburger Rhein⸗Ruhrkanal⸗Aktienvereins 3 
18. die zweite Serie von zehn halbjährigen Zinskupons zur obigen Duisbur⸗ 
ger Stadt⸗Obligation. | 28 „„ 
Die Ruͤckgabe mu wi⸗ 
drigenfalls die Aushaͤndigung der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der 
eee wenn deren Vorzeigung vor Ruͤckgabe des Talons 
erfolgt ß 8 %%% Le „„ 
l Duisburg, den VVVVVU AS. 
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Der Bürgermeister. Die ftäbtifche Anlethe⸗ und Schulden⸗ 


tilgungs⸗Kommiſſion. 


= Die Namen des Bürgermeiſters und der Mitglieder der Kommiſſion werden gedruckt.) 


Der Rhein⸗Ruhrkanal⸗Rendant. 
(unterſchrift.) 


a 0 1 CE 549) 
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Lr. 5419.) Allerhöͤchſter Erlaß vom 5. Juli 1861., betreffend die Verleihung der fis⸗ 

RR kaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde⸗ 
Chauſſee von der Coln⸗Luxemburger Bezirksſtraße in Roggendorf uͤber 
Mechernich, Breitenbenden, Vuſſem, Weyer, Zingsheim und Engelgau 
nach Tondorf an der Coͤln-Trierer Bezirksſtraße im Kreiſe Schleiden, Re⸗ 
gierungsbezirk Aachen. 


1 Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ge⸗ 
meinde⸗Chauſſee von der Cöln⸗Luxemburger Bezirksſtraße in Roggendorf tiber 
Mechernich, Breitenbenden, Vuſſem, Weyer, Zingsheim und Engelgau nach Ton⸗ 
dorf an der Coͤln⸗Trierer Bezirksſtraße im Kreiſe Schleiden, Regierungsbezirk 
Aachen, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch der Buͤrgermeiſterei Vuſſem 
und den Gemeinden Weyer, Zings heim, Engelgau und Tondorf das Ex⸗ 
propriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, im⸗ 
gleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs- Mate⸗ 
rialien, nach Maaßgabe der für die Staats - Chauſſeen beſtehenden Vorſchrif⸗ 
ten, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich den genannten Gemeinden 
egen Uebernahme der künftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das 
Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗ 
Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben 
enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhe⸗ 
bung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den 
Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, unter der Bedingung hier⸗ 
durch verleihen, daß zugleich die kuͤnftige chauſſeemaͤßige Unterhaltung der 
Chauſſeeſtrecke von 1 bot nach Mechernich ſichergeſtellt werde, in welchem 
Falle das gedachte Hebungsrecht auch auf dieſe Strecke Anwendung finden ſoll. 
Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten 
Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur 
Anwendung kommen. 


Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗ Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 5. Juli 1861. 


Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 5420 


Urkunde, betreffend einen Nachtrag zum Statut der Rhein-Nahe⸗ 
Vom 26. Juli 1861. N f 


x 


geſellſchaft in ihrer Generalverfamm- 
den anliegenden Nachtrag zu ihrem, 
unterm 4. September 1856. (Geſetz- Sammlung für 1856. ©. 785.) landes⸗ 


herrlich beftätigten Statut zu errichten und demgemaͤß den Vorbehalt im H. 5. 
des Geſetzes vom 22. Mai 1861. (Geſetz⸗Sammlung fuͤr 1861. S. 233.) zu 
erledigen, wollen Wir dieſem Statutnachtrage Unſere landesherrliche Genehmi⸗ 


Die gegenwaͤrtige Urkunde iſt nebſt dem Statutnachtrage durch die Ge⸗ 
ſetz Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. N 


5 Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. : 


Gegeben Baden-Baden, den 26. Juli 1861. 


(. S.) Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Bernuth. 


Nachtrag | 
zum Statute der Rhein⸗Nahe⸗Eiſenbahngeſellſchaft. 
„ 
1 | Die Rhein⸗Nahe⸗Eiſenbahngeſellſchaft unterwirft ſich allen in den Be⸗ 


N ; ſtimmungen des Geſetzes vom 22, Mai 1861. (Geſetz-Sammlung S. 28% 5 
Nr. 18.) ihr auferlegten Bedingungen und Verpflichtungen. 1 


H. 2. 


i ar Der Reinertrag aus dem Betriebe der Rhein⸗Nahe⸗Eiſenbahn, welcher 
nach Deckung der Zinſen fuͤr die beiden Prioritaͤts⸗ Anleihen von ſechs, reſp. 
Sr. 5420.) . zwei 


zuſchüͤſſe zu Aden nmen ſich er En der geſtalt 15 da 
unter Beruͤckſichtigung der Beſtimmung 14. des Geſellſchaftsſtatutes 
zunachſt bis zu zwei Prozent Dividenden allj lahruch an die Inhaber des ur⸗ 
fprünglichen Stammaktien⸗Kapitals von em Millionen Thalern gezahlt wer⸗ 
den, der dann noch verbleibende Ueberſchuß aber zum Ankaufe, reſp. zur Aus⸗ 

looſung der auf Gr: d des Allerhoͤchſten Privileg vom 28. Januar 1861. 
neu kreirten Prioritats- Obligationen — unbeſchadet des der Geſellſchaft nach 
H. 3. dieſes Privilegii zuſtehenden Kuͤndigungsrechts — ſo lange verwandt 
wird, bis die nt Anleihe der zwei und ein viertel Willen Thaler voll⸗ 
ſtändig getilgt it. 


Nadigirt im Büreau des Staats⸗ Miniſteriums. 


al, e in der e Gen? Ober⸗ ee 
(N. DR 


